
VER.DI  HANDEL NR. 3  |   JUNI 2019 Seite 1� Aktuell

T A R I F R U N D E  I M  H A N D E L  B R I N G T  V I E L E  B E S C H Ä F T I G T E  A U F  D I E  S T R A S S E N

Breiter Einsatz für  
deutlich mehr Lohn 

MOMENT MAL!
Die Tarifflucht im 
Handel muss drin­
gend gestoppt 
werden – zum 
ersten Mal seit 
langem gibt es 
ein ermutigendes 
Zeichen dafür aus 
der Politik: Fünf 
Landesregierun­
gen haben im Bun­
desrat einen Entschließungsantrag 
eingebracht, Tarifverträge künftig für 
allgemeinverbindlich erklären zu las­
sen. Aus Sicht von ver.di ist die Allge­
meinverbindlichkeit der Tarifverträge 
längst überfällig, denn mit der Ein­
führung der »OT-Mitgliedschaft« im 
Arbeitgeberverband wurde Handels­
unternehmen die Tarifflucht unheim­
lich leicht gemacht. Im vergangenen 
Jahr ging Real aus der Tarifbindung, 
Anfang des Jahres Galeria Kaufhof. 
Die Beschäftigten im Handel brauchen 
aber Sicherheit: für ihre Arbeitsplätze 
wie für eine tarifliche Entlohnung. 
Wer sich als Arbeitgeber vor der Ta­
rifbindung drückt, stellt sich gegen 
Menschen, die für ihre gute Arbeit zu 
Recht existenzsicherndes Entgelt be­
anspruchen. Wird die Allgemeinver­
bindlichkeit demnächst hoffentlich 
politisch durchgesetzt, kann die Ab­
wärtsspirale enden. Es wird höchste 
Zeit.�

ORHAN AKMAN,
LEITER BUNDESFACHGRUPPE EINZELHANDEL

Fotos: Thiermeyer, Hackenberg, ver.di
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JUNI 2019 D ie Streikbewegung im Handel läuft 
– und nach Lage der Dinge wird 

sie noch an Fahrt aufnehmen. Denn 
die Arbeitgeberseite hat in den lau­
fenden Tarifrunden im Einzelhandel 
sowie im Groß- und Außenhandel 
(GAH) bisher kein akzeptables Angebot 
präsentiert. Die offerierten Entgelter­
höhungen in allen Bereichen würden 
tatsächlich eine Reallohnsenkung für 
die Beschäftigten bedeuten.

Gute Löhne sichern 
Existenz

Seit Mai streiken und demonstrieren 
sie deshalb landauf, landab für Ent­
gelterhöhungen, die diesen Namen 
verdienen. Tausende Beschäftigte aus 
dem Einzelhandel und dem GAH zogen 
vor die Betriebe, um die Forderungen 
nach 6,5 Prozent mehr Lohn oder Fest­
beträge bei einer Laufzeit von zwölf 
Monaten sowie kräftige Anhebungen 
der Auszubildendenvergütungen zu 
untermauern. Nach den ersten Warn­
streiks Mitte Mai erklärte ver.di-Bun­
desvorstandsmitglied Stefanie Nutzen­
berger: »Das ist ein deutliches Signal 
an die Arbeitgeber, dass sich die Be­
schäftigten mit niedrigen Angeboten, 

die faktisch einen Reallohnverlust be­
deuten, nicht abspeisen lassen. Sie 
leisten jeden Tag gute und harte Ar- 
beit und fordern existenzsichernde 
Einkommen, um heute, aber auch im 
Alter gut leben zu können«.

Ende Mai, um den Himmelfahrtstag 
herum, legten besonders viele Handels­
beschäftigte die Arbeit nieder – in NRW 
beteiligten sich mehr als 3.000 an 

Streiks, in Bayern rund 1.500 aus etwa 
40 Unternehmen. Auch in den anderen 
Landesbezirken war die Teilnahme an 
den Arbeitskämpfen hoch. 

Beschäftigten Respekt 
erweisen

Die Arbeitgeber haben dennoch auch 
in den dritten Verhandlungsrunden, 
wie sie etwa in Baden-Württemberg 
für den GAH und in NRW für den Ein­
zelhandel bereits stattgefunden haben, 
kein bzw. ein nur geringfügig verbes­
sertes Angebot präsentiert. Außerdem 
verweigern sie wiederum Verhand­
lungen über die Wiedereinführung der 
Allgemeinverbindlichkeit der Tarifver­
träge, wie sie bis vor 20 Jahren obli­
gatorisch war. »Ein Tarifvertrag ist ja 
auch ein Zeichen für Respekt und An­
erkennung der Leistung«, hatte Ste­
fanie Nutzenberger zu Beginn der 
Tarifrunde betont. Die Arbeitgeber 
müssen offenbar neu lernen, den hart 
arbeitenden Beschäftigten in ihren 
Betrieben den nötigen Respekt zu er­
weisen – die starke bundesweite Streik­
bewegung ist ein deutliches Signal an 
den Arbeitgeber.
� G U D R U N  G I E S E

Über 3.000 Streikende aus dem Einzel- und Ver-
sandhandel beteiligten sich am 17. Mai an einer 
Kundgebung in München (großes Foto). Auch in 
Düsseldorf und Dortmund demonstrierten einige 
tausend Beschäftigte. Fünf Tage später wurden in 
Nordrhein-Westfalen 25 Betriebe aus dem Groß- und 
Außenhandel bestreikt. 

D ie von ver.di im Handel forcierte 
Auseinandersetzung um allge­

meinverbindliche Tarifverträge trägt auf 
der politischen Ebene Früchte. So haben 
die Länder Bremen, Brandenburg, Thü­
ringen, Berlin und Hamburg am 17. Mai 
im Plenum des Bundesrates einen Ent­
schließungsantrag vorgestellt, der im 
Kern darauf abzielt, die Allgemeinver­
bindlichkeitserklärung (AVE) von Tarif­
verträgen zu erleichtern. Dadurch soll 
der jeweilige tarifliche Geltungsbereich 
auf alle Firmen und Betriebe eines Wirt­
schaftszweiges sowie die bei ihnen 
beschäftigten Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer erweitert werden. 

Angesichts von Tarifflucht und stark 
rückläufiger Tarifbindung dürfe sich der 
Gesetzgeber »keinen schlanken Fuß 

machen«, sagte im Bundesrat Benja­
min-Immanuel Hoff (Die Linke), Chef 
der Staatskanzlei in Thüringen. 

Für Neuregelung

Insbesondere wollen die fünf Bundes­
länder dafür sorgen, dass Allgemein­
verbindlichkeitserklärungen nicht mehr 
am Widerstand einer Seite scheitern. 
Zu prüfen sei die Möglichkeit der An­
tragstellung durch nur eine Tarifpartei, 
heißt es. Und ein wirksames Veto im 
Tarifausschuss, der über die AVE ent­
scheidet, könnte an eine ablehnende 
Mehrheit geknüpft werden, so die Vor­

stellung der Länder. Bisher üben die 
Arbeitgeber im Tarifausschuss mit nur 
wenigen Ausnahmen einseitig ihr Veto-
Recht aus. 

Diese Forderungen sind auch in einem 
Beschluss enthalten, den die ver.di-Bun­
desfachbereichskonferenz Handel im 
März gefasst hat.

Über den Entschließungsentwurf der 
Länder wird nach Beratung in drei Aus­
schüssen im Bundesratsplenum abge­
stimmt. Die Bundesregierung soll auf­
gefordert werden, unter Einbeziehung 
der Länder »eine Strategie zur Stärkung 
der tariflichen Ordnung« zu erarbeiten 
(siehe auch »Moment Mal!«).� AHA

AVE-Initiative im Bundesrat

Streikaktion bei Kaufland in Baden-Württemberg, zu der ver.di Rhein-Neckar am 
1. Juni aufgerufen hatte � FOTO: HELMUT ROOS
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	GRENZEN FÜR AMAZON: Beschäf­
tigte des Versandriesen und ihre Ge­
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fassung, dass die Verkaufs­
bezirke nicht die richtigen 
betriebsratsfähigen Einhei­
ten sind und bekamen vor 
dem Düsseldorfer Arbeits­
gericht am 8. Mai Recht. 
Die Urteilsbegründung lag 
bei Redaktionsschluss noch 
nicht vor. Sonja S. und ih­
re Mitstreiter*innen sind 
entschlossen, weiter zu 
klagen. Eins steht fest: Al­
di Süd braucht konsequen­
te betriebliche Interessen­
vertretungen. � AHA

 EINZELHANDEL

KURZ & KNAPP

  SCHWAMMIGES GESETZ: In Nie­
dersachsen ist im Mai ein neu ge­
fasstes Ladenschlussgesetz verab­
schiedet worden, das die Zahl der 
möglichen Sonntagsöffnungen auf 
vier für das gesamte jeweilige Ge­
meindegebiet sowie zwei weitere für 
unterschiedliche Ortsbereiche fest­
legt. ver.di-Landesfachbereichsleite­
rin Sabine Gatz kritisierte, dass dabei 
der Versuch für mehr Rechtssicherheit 
zu sorgen, auf der Strecke geblieben 
ist. So ist in den Katalog der Sach­
gründe für eine Ausnahme vom 
grundsätzlichen Verbot der Sonn­
tagsöffnung u.a. auch die »Belebung 
und überörtliche Sichtbarkeit der 
Gemeinde« aufgenommen worden. 
Mehrere deutsche Gerichte haben 
solche schwammigen Begründungen 
bereits als völlig unzureichend ge­
wertet.

  UNZUFRIEDEN: Metro-Groß­
aktionär Daniel Kretinsky und seine 
EPH-Gruppe kritisieren nach einem 
Bericht der Agentur Reuters die Ver­
kaufspläne für die real. Die bislang 
erzielte Vereinbarung mit dem Im­
mobilien-Investor Redos spiegele 
weder den Marktwert der Immobili­
en noch den Wert des operativen 
Geschäfts wider (weiterer Bericht zu 
real im Hauptteil der PUBLIK).

D ie Warenhaus-Turbulenzen halten 
an: Gegen Tarifdumping und Per­

sonalabbau hat seit Beginn der Tarifrun­
de eine wachsende Zahl von Beschäf­
tigten aus der neuen Holding Galeria 
Karstadt Kaufhof auch mit Streiks pro­
testiert. Einige Standorte konnten zum 
ersten Mal nach langer Zeit wieder 
bestreikt werden. Viele dort sagen: 
»Uns reicht es, wir gehen auf die Stra­
ße.« An Arbeitskämpfen beteiligten sich 
im April und Mai auch zahlreiche Kol­
leginnen und Kollegen von Karstadt 
Sports und Kaufhof. 
Mit dem Slogan »Wir sind hier, wir sind 

laut, weil man uns die Kohle klaut«, 
wurde am 15. Mai bei der Betriebsrä­
tekonferenz von Karstadt Warenhaus 
in Willingen die Geschäftsleitung be­
grüßt. Mitglieder der ver.di-Tarifkom­
mission hatten diesen Empfang vorbe­
reitet. Die Stimmung bei dem dreitä­
gigen Treffen war aufgeladen, viele 
kritisierten die Geschäftsleitung zum 
Teil massiv. Gesamtbetriebsratsvorsit­
zender Jürgen Ettl hob die hohen Sa­
nierungsbeiträge aus den Belegschaften 
hervor. Die Kolleginnen und Kollegen 
seien die »eigentlichen Investoren«.
Wie ein roter Faden zog sich die For­

derung »Zurück zum Flächentarifver­
trag in 2021« durch viele Redebeiträge. 
Geschäftsführer Müllenbach entgeg­
nete, Karstadt könne aufgrund der 
schwierigen Lage jetzt nur 1,25 Prozent 
als Mindesterhöhung zu zahlen. Das 
sorgte für starken Unmut.
ver.di-Bundesfachgruppenleiter Orhan 
Akman stellte klar, dass sich Karstadt 
dazu verpflichtet habe, bis 2021 auf 
das Flächentarifniveau Einzelhandel 
zurückzukehren. Er forderte die Ge­
schäftsleitung auf, sich mit schnelleren 
Anhebungen eindeutig zu dieser Ver­
pflichtung zu bekennen. Die Beschäf­
tigten sollten durch ihre Beteiligung 
ihre Forderungen deutlich machen und 
dabei auch für allgemeinverbindliche 
Tarifverträge eintreten, so sein Appell.
Gleichzeitig verlangte er von der Ar­
beitgeberseite, endlich ein plausibles 
Warenhauskonzept vorzulegen, um 
mehr Kunden zu gewinnen und Um­
satzsteigerungen zu generieren: »Ma­
chen Sie endlich Ihre Hausaufgaben!« 
Ein deutliche Absage erteilte Orhan 
Akman Plänen, den Beschäftigten wei­

E iner der jüngsten Coups des interna­
tional und auf vielen Geschäftsfel­

dern agierenden Onlinehändlers Amazon: 
Er kaufte sich beim britischen Essens­
lieferdienst Deliveroo ein – und mischte 
damit die gesamte Branche auf. Typisch 
für Amazon, denn wo immer das 1994 
von Jeffrey Bezos in den USA als Buch­
versand gegründete Unternehmen auf­
taucht, gibt es erhebliche Unruhe.

Produktive Unruhe treibt inzwischen 
viele der weltweit mehr als eine halbe 
Million Amazon-Beschäftigten an. Ei­
nige von ihnen und Gewerkschafter*in­
nen trafen sich Ende April auf Einladung 
von ver.di und UNI Global Union in 
Berlin zu einem Vernetzungstreffen. 
»Wir nehmen es nicht hin, dass ein 
Unternehmen weltweit Gewerkschafts­
rechte missachtet und eine gesellschafts­
schädigende Steuerpolitik betreibt«, 
erklärte Christy Hoffmann, die Gene­
ralsekretärin von UNI Global Union. »Die 
Antwort darauf kann und muss eine 
Zusammenarbeit aller Beschäftigten sein, 
um mehr Rechte durchzusetzen.«

Teilnehmende aus 16 Ländern

Deutsche Amazon-Mitarbeiter*innen 
haben seit sechs Jahren Erfahrungen 
mit kontinuierlichen Streiks für einen 
Entgelttarifvertrag Einzel- und Versand­
handel wie für bessere Arbeitsbedin­
gungen. »Wir wollen diese Erfahrungen 
weitergeben, gerade auch dorthin, wo 
Amazon erst Versandzentren und 
Standorte aufbaut«, sagt Orhan Ak­
man, Leiter der ver.di-Bundesfachgrup­

chend diskutiert, wie jede dieser Ge­
werkschaften mehr Beschäftigte und 
Amazon-Standorte gewerkschaftlich 
organisieren kann. Nötig seien mehr 
Streikbetriebe und streikende Beschäf­
tigte. Die aktiven Gewerkschafter*innen 
bei Amazon sollten sich intensiv unter­
einander vernetzen. Regelmäßig sollen 
gemeinsame länderübergreifende Ak­
tionen bei Amazon stattfinden, an de­
nen sich alle beteiligen. Und schließlich 
war Konsens, dass UNI Global Union 
die jeweiligen nationalen Gewerkschaf­
ten darüber informiert, wo Amazon 

pe Einzelhandel. Derzeit startet der 
Onlineriese die Expansion in Latein­
amerika, Südostasien, Osteuropa und 
Skandinavien. »Wer vorab weiß, wie 
Amazon als Arbeitgeber auftritt, kann 
sich rechtzeitig wappnen.« Die Gewerk­
schaften in den entsprechenden Län­
dern hätten die Chance, bereits jetzt 
ihre Organisation auf den Markteintritt 
von Amazon vorzubereiten und sich 
entsprechend aufzustellen.

Beim internationalen Treffen in Berlin, 
an dem Gewerkschafter*innen aus 16 
Ländern teilnahmen, wurde entspre­

weiterinvestiert bzw. den Markteintritt 
vorbereitet.

Gewerkschaftsallianz wächst

»Amazon ist zum weltweit agierenden 
Unternehmen geworden, das auf vielen 
Gebieten operiert und immer mehr 
Marktmacht gewinnt«, so Orhan Ak­
man. »Die Politik setzt ihm keine Gren­
zen, sondern ermöglicht sogar Steuer­
flucht und zahlt Subventionen für 
Ansiedlungen. Die Politik sollte aber 
Tarifverträge endlich für allgemeinver­
bindlich erklären, so dass sich Amazon 
der Bezahlung nach Tarif nicht mehr 
entziehen kann.« Darüber hinaus 
müssten Beschäftigte über die Gestal­
tung ihrer Arbeit mitentscheiden, denn 
die verstärkte Automatisierung in den 
letzten Jahren habe zu immer mehr 
Monotonie und damit verbundenen 
gesundheitlichen Belastungen geführt.

Als vier Hauptaufgabenfelder für die 
Gewerkschaften im Umgang mit Ama­
zon nannten die Teilnehmer*innen des 
internationalen Treffens: tarifliche Be­
zahlung der Beschäftigten, gute und 
gesunde Arbeitsbedingungen, einer 
Monopolstellung Amazons wirksam 
gegensteuern und Ausbau der interna­
tionalen Gewerkschafsvernetzung. Die 
UNI Global-Amazon-Allianz trifft sich 
im Oktober wieder.

G U D R U N  G I E S E

ter tief in die Taschen zu greifen – egal 
ob bei Karstadt, Kaufhof, Sports oder 
anderen Galeria-Gesellschaften. 
»Es wird mit ver.di keinen Segmentta­
rifvertrag Warenhaus geben, insbeson­
dere nicht mit einer Synchronisierung 
von Tarifverträgen nach unten«, stellt 
er klar. Bei der Betriebsräteversammlung 
hatte der Bundesfachgruppenleiter der 
Geschäftsleitung vorgeworfen, auch 
beim Kaufhof bisher kein nachhaltiges 
Konzept geliefert zu haben, wie das 
Warenhaus in die Zukunft geführt wer­
den kann: »Massiver Personalabbau 
und Tarifflucht, das ist doch kein Kon­
zept.«

ver.di beharrt auf
Tarifbindung bei Kaufhof

Am 30. April hatte die ver.di-Tarifkom­
mission für Kaufhof zum ersten Mal 
über die Wiederherstellung der Tarif­
bindung an die Einzelhandelstarifver­
träge verhandelt. Ohne ein Zukunfts­
konzept kann es auch keine Gespräche 
über mögliche Beiträge der Beschäf­

tigten geben, so die Gewerkschaftspo­
sition. Ein neuer Termin steht fest. Al­
lerdings beharrt die Arbeitgeberseite 
auf »angemessenen Tarifvereinba­
rungen« – ein Synonym für dauerhafte 
Reduzierungen, die aber auf heftigen 
Widerstand stoßen. 
Auf einen Interessenausgleich und So­
zialplan für Kaufhof haben sich Mitte 
Mai nach langwierigen Verhandlungen 
der Kaufhof-Gesamtbetriebsrat und die 
Unternehmensleitung geeinigt. GBR-
Vorsitzender Peter Zysik sagte dazu, 
man habe Schlimmeres verhindern kön­
nen. Erreicht worden sei neben der 
Abfindungssumme bei Entlassungen 
– maximal 18 Monatsgehälter – die 
Senkung der zuletzt angekündigten 
Stellenstreichungen in den Filialen von 
1.800 auf etwa 1.000. 
Die Abfindung errechnet sich aus dem 
Bruttogehalt pro Monat multipliziert 
mit den Jahren der Betriebszugehörig­
keit sowie dem Faktor 0,5. Beschäftigte 
über 61 Jahre bekommen 25 Prozent 
ihres Gehaltes für jeden Monat zwi­
schen dem Ausscheiden und dem Be­
ginn der Rente. Wer allerdings länger 
als 20 Jahre beim Unternehmen arbei­
tet, erhält 30 Prozent. 
Wenn Beschäftigte den Kaufhof frei­
willig verlassen, steht ihnen eine er­
höhte Abfindungssumme zu. 

A N D R E A S  H A M A N N

� FOTO: CHRISTIAN V. POLENTZ/TRANSITFOTO.DE
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Zentrale Streikversammlung am 29. Mai in Düsseldorf �FOTO: DIETRICH HACKENBERG
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Amazon braucht Grenzen

M it kurzzeitigen Ausnahmen waren 
die 30 Regionalgesellschaften des 

Discounters Aldi Süd – anders als bei 
der Schwester im Norden – immer be­
triebsratsfreie Zonen. Versuche, Inte­
ressenvertretungen zu gründen, wur­
den vom Arbeitgeber regelmäßig mit 
Druck und Drohungen schon im Ansatz 
vereitelt. Um so bemerkenswerter ist 
es, dass im Frühjahr 2019 allein in Nord­
rhein-Westfalen drei Betriebsratsgre­
mien existierten, von denen zwei der 
Aldi-Geschäftsführung allerdings ein 
Dorn im Auge sind. 

Im März 2018 war in einem Düssel­
dorfer Verkaufsbezirk der Aldi-Regio­
nalgesellschaft Langenfeld, der vier 
Filialen umfasst, der erste Betriebsrat 
gewählt worden. Dagegen ging der 

Einschüchterung«. Die Quittung für 
Aldi war eine Strafanzeige, die noch 
anhängig ist. Auch ver.di-Sekretärin Ina 
Oberländer kritisiert »eine klare Behin­
derung von Betriebsrats- und Gewerk­
schaftsarbeit«. 

Zur Gegenstrategie des Discounters 
gehört aber auch die Förderung eines 
weiteren Betriebsrates für den Verkaufs­
bereich der gesamten Gesellschaft mit 
ca. 1.400 Beschäftigten. Er wurde im 
März 2019 gewählt und besteht über­
wiegend aus arbeitgebernahen Kandi­
dat*innen, so die Kritik.

Die Aldi-Juristen vertreten die Auf­

Arbeitgeber zunächst nicht vor. Erst seit 
Beschäftigte eines weiteren Verkaufs­
bezirks als Reaktion auf Mobbing, Ar­
beitsdruck und problematischen Umgang 
mit Überstunden für Ende November 
2018 die nächste Wahl einleiteten, ver­
sucht das Unternehmen diese Schritte 
rückgängig zu machen. Auf juristischem 
Wege, aber auch mit anderen Methoden. 

Sonja S., Mitinitiatorin der zweiten 
Wahl, spricht von Behinderung der Be­
triebsratsarbeit, denn Aldi Süd reagier­
te z.B. mit Lohnabzügen. Die Betroffe­
nen beklagen gezielte Stimmungsmache 
sowie ein »Klima der Angst und der 

B E I  A L D I  S Ü D :

Gegen Klima der Angst

»Weil man uns die 
Kohle klaut«
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S ie sind ziemlich wütend, die 200 
Beschäftigten der drei Pharmagroß­

händler Phoenix, Alliance Healthcare 
und Sanacorp in Berlin und Branden­
burg, die sich Ende Mai an einem Warn­
streik beteiligen. Mit dem Miniangebot 
der Arbeitgeber wollen sie sich jeden­
falls nicht abspeisen lassen. Die Strei­
kenden gehören zur bundesweiten 
Bewegung, die in der diesjährigen Ent­
gelttarifrunde für den Groß- und Au­
ßenhandel (GAH) mit Nachdruck für 
eine Reallohnsteigerung vor die Betrieb­
store zieht. Bisher allerdings noch ohne 
den entscheidenden Erfolg.

In Baden-Württemberg präsentierten 
die Arbeitgeber in der dritten Verhand­
lungsrunde am 3. Juni – nichts. Vielmehr 
blieben sie bei ihrer Offerte, das Entgelt 
im ersten Jahr um 2, im zweiten um 
0,5 Prozent anzuheben. »Mit ihrem 
mickrigen ersten Angebot haben die 
Arbeitgeber großen Ärger in den Be­
trieben verursacht«, erklärte Bernhard 
Franke, ver.di-Verhandlungsführer in 
Baden-Württemberg. »Dass sie heute 
kein verbessertes Angebot vorlegten, 
heizt die geladene Stimmung noch mehr 
auf.« Die Beschäftigten in den GAH-Be­

trieben hätten bisher schon gezeigt, 
dass sie sich durch ein solches »Ange­
bot« provoziert fühlten. Nun würden 
sie die nächste Streikwelle starten.

Beschäftigte an hohen 
Gewinnen beteiligen

Und Streiks gab und gibt es bundesweit, 
denn die Arbeitgeber haben in allen Ta­
rifbezirken bisher nur homöopathische 
Entgelterhöhungen im Angebot. Auch 
im Allgemeinen GAH und im genossen­
schaftlichen Großhandel in Berlin und 
Brandenburg reagierten Beschäftigte 
und ver.di empört auf die Zumutung. 
»Den Unternehmen des Großhandels 
geht es sehr gut, die Gewinne der Bran­
che sind beachtlich«, betonte ver.di-
Verhandlungsleiterin Erika Ritter. »An 
dieser Entwicklung müssen die Beschäf­
tigten angemessen beteiligt werden, 
denn sie haben diese Gewinne erwirt­
schaftet.« Die Forderung nach 6,5 Pro­
zent mehr Geld oder mindestens 160 

Euro monatlich sowie 100 Euro plus für 
die Auszubildenden bei einer Laufzeit 
von zwölf Monaten sei angemessen, 
denn Mieten und sonstige Lebenshal­
tungskosten stiegen kräftig. Außerdem 
müssten die Beschäftigten Vorsorge 
treffen, um der Gefahr der Altersarmut 
entgegenzuwirken, so Erika Ritter.

Seit Anfang Mai streiken GAH-Be­
schäftigte im ganzen Land: An Edeka-La­
gerstandorten in Nordbayern, NRW, 
Brandenburg und Sachsen fanden bereits 
an vielen Tagen Aktionen statt, aber 
auch bei Metro C&C, Metro Deutsch­
land, ThyssenKrupp Schulte, Alliance 
Healthcare, Phoenix, Sanacorp, Trans­
gourmet, Selgros, Lekkerland, Handels­
hof und Kaufland Logistik streikten und 
demonstrierten Beschäftigte.

Tarifverträge müssen 
allgemeinverbindlich werden

Neben einer spürbaren Erhöhung der 
Reallöhne wollen die Beschäftigten 

mit den Streiks noch etwas erreichen: 
die Allgemeinverbindlichkeit der Ta­
rifverträge. Mittlerweile gälten nur 
noch für rund 21 Prozent der GAH-
Beschäftigten die Bedingungen der 
Flächentarifverträge, hatte ver.di-
Bundesvorstandsmitglied Stefanie 
Nutzenberger Ende April in einem 
Interview gesagt. 

Während die Unternehmen kräftige 
Gewinne einstrichen, müssten immer 
mehr Arbeitnehmer*innen ihre Löhne 
durch Sozialleistungen aufstocken. »Die 
Koalition macht sich mitschuldig, wenn 
sie dieser Ausplünderung des Sozial­
staates weiter tatenlos zuschaut«, so 
Stefanie Nutzenberger. Sie müsse sich 
endlich stärker für die Allgemeinver­
bindlichkeit einsetzen. »Ein Tarifvertrag 
ist ja auch ein Zeichen für Respekt und 
Anerkennung der Leistung.« Auch für 
diesen fälligen Respekt kämpfen die 
GAH-Beschäftigten in der diesjährigen 
Tarifrunde.

G U D R U N  G I E S E
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  NEUE METRO-SPITZE: Überra­
schend hat der bisherige CEO beim 
deutschen C+C-Marktführer Metro 
Deutschland, Thomas Storck, im Mai 
seinen Posten geräumt. Künftig soll 
das Unternehmen von einer Doppel­
spitze mit den Top-Managern Frank 
Jäniche und Christof Knop geleitet 
werden, wobei die Zustimmung des 
Aufsichtsrates bei Redaktionsschluss 
noch ausstand. Die Metro Großhan­
delsgesellschaft mbH hat sich das Ziel 
gesetzt, bei ihrer Neustrukturierung 
vor allem im HoReCa-Segment (Hotel, 
Restaurant, Catering) verstärkt zu 
wachsen.

  REWE SCHLUCKT LEKKERLAND
Die Konzentration im Handel geht 
weiter: Nachdem der Handelskonzern 
Rewe dem Convenience-Unterneh­
men Lekkerland im vergangenen Jahr 
erst den wichtigen Kunden Aral-Tank­
stellen abgenommen hatte, greift er 
nun gleich zum gesamten Geschäft. 
Ende Mai wurde bekannt, dass Rewe 
den Großhändler mit Hauptsitz in 
Frechen komplett übernimmt. Nach 
Aussage von Sprechern beider Unter­
nehmen sollen keine Stellen gestri­
chen werden. Laut »General-Anzeiger 
Bonn« vom 28. Mai erklärte Rewe-
Sprecher Martin Brüning, das Unter­
nehmen plane ohnehin die Expansion 
im Convenience-Bereich. Außerdem 
suche der Rewe-Konzern jedes Jahr 
20.000 bis 25.000 Beschäftigte für 
freiwerdende Stellen. Als Gruppe blei­
be Lekkerland innerhalb der Rewe 
ebenso erhalten wie deren Marken 
und der Hauptsitz in Frechen.

G A H - B E S C H Ä F T I G T E  R E A G I E R E N  M I T  W E I T E R E N  S T R E I K S  A U F  M I C K R I G E S  A R B E I T G E B E R A N G E B O T
GROSSHANDEL

Kämpferische Stimmung bei den Kolleginnen und Kollegen beim gemeinsamen Streik vor der Alliance-Niederlassung� FOTO: THIERMEYER

In Allershausen: Lekkerland-Kollegen heizen ein!� FOTO: THIERMEYER Streik im brandenburgischen Edeka-Lager Freienbrink

Streik im Stahlgroßhandel im Mai in Duisburg� FOTOS: VER.DI

FOTO: ARCHIV

Warnstreik bei Edeka in Wiefelstede

Lekkerland-Beschäftigte Duisburg
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Seit Sommer vergangenen Jahres 
läuft im ver.di-Fachbereich Handel 
das Projekt »ver.di verbindet«. Wo-
rum geht es dabei?

Das Projekt hat zwei Schwerpunkte: 
Digitalisierung und internationale Ko­
operation. Für Gewerkschaft und Be­
triebsräte ist der digitale Wandel eine 
große Herausforderung. Es geht weder 
darum, Digitalisierung abzulehnen noch 
sie zu ertragen. Sondern die Frage ist: 
Welche Art von Digitalisierung wollen 
wir und wie gestalten wir sie?

Ihr habt Beschäftigte im Textil-Ein-
zelhandel nach den Folgen der Di-
gitalisierung befragt. Was sind die 
zentralen Erkenntnisse?

Mit den Textilern haben wir den An­
fang gemacht, jetzt wird das Projekt 
auf andere Teilbranchen ausgeweitet. 
Unsere erste Erkenntnis ist: Es finden 
in der Tat grundlegende Veränderungen 
statt, auf die Gewerkschafter*innen 
reagieren müssen. Man kann das als 
Industrialisierung von Dienstleistungs­
arbeit bezeichnen. Viele Beschäftigte 
empfinden es so, dass sie zum Anhäng­
sel von Technik werden, die ihnen genau 
vorschreibt, wann sie was zu tun haben. 
Selbstbestimmtes und kreatives Arbei­
ten wird so unmöglich. Tätigkeiten 
werden standardisiert und austauschbar. 
Die Folgen sind Dequalifizierung und 
Abwertung von Erfahrungen.

Führt der Einsatz digitaler Technik 
nicht auch zu Entlastung und zu 
mehr Zeit für die Kunden?

Das könnte man vermuten, weil be­
stimmte Tätigkeiten wegfallen. Doch 
die gewonnene Zeit wird nicht für Be­
ratung oder Erholung genutzt. Statt­
dessen wird die Leistung weiter verdich­
tet. Mit Hilfe digitaler Technologien wird 
die Arbeit storeübergreifend vergleich­
bar – in Echtzeit. Das erzeugt enormen 
Druck. Allerdings hängt es auch vom 
Handeln der Kolleginnen und Kollegen 
ab, wie Digitalisierungsprozesse konkret 
wirken.

Betriebsräte versuchen, die Digita-
lisierung zum Beispiel mit Betriebs-
vereinbarungen zum Datenschutz 
oder zur Verhaltenskontrolle zu 
gestalten. Ist das erfolgreich?

Das reicht zumindest nicht aus. In 
dem Projekt entwickeln wir Instrumen­
te wie Kurzvideos und Bildungstools, 
um die Digitalisierung in der Breite der 
Belegschaft zu diskutieren und Beschäf­
tigte zu mobilisieren. Es geht darum, 
konkret zu definieren, wie Gute Arbeit 
aus Sicht der Beschäftigten aussieht und 
was dafür notwendig ist. Um ihre Ge­
sundheit zu schützen, muss die Leistung 
begrenzt werden, muss gute Führung 
in den Unternehmen zum Thema wer­
den. Da ist meines Erachtens auch ta­
rifpolitisch Handlungsbedarf.

Was hat die Digitalisierung mit der 
Internationalisierung von Gewerk-
schaftsarbeit zu tun?

Die neuen Technologien werden na­
türlich nicht nur in Deutschland einge­
führt, sondern international. Dem müs­
sen wir international begegnen. Ge­
meinsam mit Gewerkschafter*innen von 
H&M und Zara aus Spanien und Italien 
versuchen wir deshalb, alternative Bench­
marks zu entwickeln: Was sind aus Sicht 
der Beschäftigten gute Praktiken? Was 
können wir voneinander lernen? Ein 

zweiter Strang ist, Solidarität entlang 
der Wertschöpfungskette zu organisie­
ren – von der Näherin in Bangladesch 
bis zur Verkäuferin in Deutschland. Da 
macht ver.di seit einiger Zeit über das 
Projekt »ExChains« eine tolle Arbeit. 
Auch da spielt Digitalisierung eine gro­
ße Rolle. Wie sie konkret wirkt, ist aber 
noch kaum erforscht.

Was haben Einzelhandelsbeschäf-
tigte in Deutschland davon, wenn 
Arbeiterinnen in Asien oder Süd
amerika mit Unterstützung von  
ver.di gewerkschaftliche Rechte 
durchsetzen?

Die Zusammenarbeit nutzt allen. Die 
Beschäftigten merken, dass sie dieselben 
Gegner und vergleichbare Probleme 
haben. Hier wie dort ist es vor allem 
Frauenarbeit, die miserabel bezahlt und 
nicht wertgeschätzt wird. Durch die 
Gespräche und die gemeinsame Arbeit 
entwickelt sich Bewusstsein über die 
eigene Lage. Das stärkt auch die Durch­
setzungsfähigkeit in Deutschland. Und 
die Solidarität aus Deutschland hat 
spürbaren Einfluss auf Verhandlungen 
um gewerkschaftliche Rechte im glo­
balen Süden.

INTERVIEW:  
DANIEL BEHRUZI

Dr. Heiner Köhnen
� FOTO: SHIFTSTUDIO FÜR VER.DI

Richter gegen 
Zeitdiebstahl
Der Europäische Gerichtshof (EuGH) 
hat in einem aktuellen Urteil Mitte 
Mai entschieden, dass die EU-Staaten 
die Arbeitgeber verpflichten müssen, 
Systeme zur Arbeitszeiterfassung ihrer 
Beschäftigten einzurichten. Bisher 
muss in Deutschland laut Arbeitszeit­
gesetz nur »die über die werktägliche 
Arbeitszeit hinausgehende Arbeits­
zeit« aufgezeichnet werden.
Der EuGH argumentiert, dass ohne ein 
System zur Messung der täglichen 
Arbeitszeit weder die Zahl der gelei­
steten Arbeitsstunden und ihre Ver­
teilung, noch die Zahl der Überstun­
den objektiv und verlässlich ermittelt 
werden kann. Während vom Einzel­
handelsverband HDE erwartungsge­
mäß deutliche Kritik kommt – »Büro­
kratie sowie erhebliche Kosten« – hat 
ver.di-Bundesfachgruppenleiter Or­
han Akman die Entscheidung ange­
sichts der vielen unbezahlten Über­
stunden in der Branche als ausgespro­
chen wichtig für die Beschäftigten 
eingeschätzt. Jeder Schritt gegen den 
Lohn- und Zeitdiebstahl sei zu begrü­
ßen. Nun komme es darauf an, wie 
der Gesetzgeber das Urteil ins deut­
sche Recht übersetze. 
Im jetzt ausschlaggebenden Fall hat­
ten die Richter eine Klage der spa­
nischen Gewerkschaft Comisiones 
Obreras (CC.OO.) gegen die Deutsche 
Bank in Spanien zugunsten einer 
vollen Erfassung der Arbeitszeiten 
entschieden.� AHA

Wie würde dieser Sessel bei mir aussehen? Mit Hilfe des Smartphones lässt sich 
das simulieren, auch für Textilien und andere Produkte – »augmented realitiy« 
(erweiterte Realität) ist der Fachbegriff dafür� FOTO: IKEA

Gefährdungsbeurteilungen sind in 
allen Betrieben vorgeschrieben. 

Dabei müssen körperliche wie psy­
chische Belastungen erfasst werden. 
Mindestens genauso wichtig wie die 
Gefährdungsbeurteilung selbst ist die 
anschließende Umsetzung von wirk­
samen Hilfen, um die ermittelten Bela­
stungen zu minimieren bzw. abzustel­
len. Doch daran hapert es oft.

Erst nach Anrufung einer Einigungs­
stelle durch den Betriebsrat ging es bei 
H&M Würzburg gut voran mit den 
Maßnahmen gegen Arbeitsstress. Eine 
2015 abgeschlossene Gefährdungsbe­
urteilung hatte eine ganze Reihe an 
physischen und psychischen Belastungen 
aufgedeckt, wie etwa Kälte bzw. Hitze 
im Geschäft, mangelhafte Zusammen­
arbeit zwischen Führungskräften und 

Beschäftigten sowie eine unzureichen­
de Personalbesetzung. Nach anfangs 
schleppender Umsetzung von Verbes­
serungen, brachte die Einigungsstelle 
den Durchbruch: So bekommen die 
Beschäftigten bei Wetterextremen wie 
großer Hitze bzw. Kälte nun Extra-Pau­
sen, kalte bzw. warme Getränke sowie 
Klima- bzw. Heizgeräte. Beim nächsten 
Filialumbau soll das Thema zudem 
grundlegend aufgegriffen werden.

»Wir haben schon einiges
erreichen können«

»Um der unzureichenden Personalbe­
setzung in den Abteilungen gegenzu­
steuern sollen künftig Storemanager 
und Betriebsrat gemeinsam den Be­
schäftigteneinsatz für die bevorstehen­

den Monate besprechen. Außerdem 
wurden bisher elf Teilzeitkräfte neu 
eingestellt«, berichtet die Betriebsrats­
vorsitzende Sandra Mader. Der Bedarf 
sei aber größer, und so würden derzeit 
noch fünf weitere flexible Teilzeitbe­
schäftigte gesucht. Außerdem wurde 
bei H&M Würzburg der Schichtbeginn 
so verändert, dass sich mehr Schichten 
überschneiden und dadurch in arbeits­
intensiven Zeiten mehr Personal in der 
Filiale ist. Ende September soll die Ei­
nigungsstelle noch einmal zusammen­
kommen, um die Wirksamkeit dieser 
Verbesserungen zu überprüfen. »Wir 
haben, auch durch die Hilfe von Tatja­
na Fuchs von der Gesellschaft für Gute 
Arbeit und unseren Anwalt Michael 
Huber, in der Einigungsstelle schon ei­
niges erreichen können«, sagt Sandra 

Mader. »Jedoch sind wir noch lange 
nicht am Ende.«

Einigungsstelle prüft, ob
es Verbesserungen gibt

Ebenfalls dank der Einschaltung einer 
Einigungsstelle geht es nun auch beim 
Buchhändler Weltbild mit Maßnahmen 
gegen Arbeitsstress voran, der bei einer 
psychischen Gefährdungsbeurteilung 
2016 ermittelt worden war. Danach 
resultierten die Hauptbelastungen aus 
der Arbeitsorganisation sowie aus Zeit­
druck, Arbeitsunterbrechungen, Ar­
beitsmenge und räumlichen Arbeitsbe­
dingungen. In der Einigungsstelle ver­
einbarten Arbeitnehmer- und Arbeit­
gebervertreter/innen im Februar, zeit­
nah Führungskräfteschulungen anzu­

Zeitdruck und Stress am Arbeitsplatz müssen nicht hingenommen werden, es gibt Gegenmittel� FOTO: FOTOLIA

Schritte gegen den Arbeitsstress

N A C H  G E F Ä H R D U N G S B E U R T E I L U N G E N :  M A S S N A H M E N  F Ü R  G E S Ü N D E R E  A R B E I T S B E D I N G U N G E N  B E I  H & M  W Ü R Z B U R G  U N D  W E LT B I L D

bieten. Außerdem sollen beide Parteien 
gemeinsam »unter Berücksichtigung 
der Inhalte der Führungskräfte-Work­
shops/Coachings Führungs-Leitlinien 
sowie ein Konzept zur Verankerung in 
die betrieblichen Prozesse/Führungs­
strukturen« erarbeiten, heißt es im 
Einigungsstellen-Protokoll. Der Be­
triebsrat kann dafür auch arbeitswis­
senschaftlichen Sachverstand hinzuzie­
hen. Ende Juni kommt die Einigungs­
stelle wieder zusammen, um zu kon­
trollieren, ob die eingeleiteten Maßnah­
men Wirkung zeigen.� GG

NACH 
GEFRAGT »Wie gestalten wir?«
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